Landtag


20. Sitzung vom 24. Juni 1999


Sitzungsbericht





(Beginn um 9.03 Uhr.)





Vorsitzende: Erste Präsidentin Maria Hampel-Fuchs, Zweiter Präsident Johann Römer und Dritte Präsidentin Erika Stubenvoll.


Schriftführer: Die Abgen Franz Ekkamp, Gerhard Göbl, Ursula Lettner, Patrizia MARKUS, Brigitte Reinberger, Hans Schiel, Heidrun Schmalenberg und Mag Maria Vassilakou.


Präsidentin Maria Hampel-Fuchs eröffnet die Sitzung.


 1. Entschuldigt ist Abg Ingrid Lakatha.


 2. Präsidentin Maria Hampel-Fuchs gibt bekannt, dass ihr der Tätigkeitsbericht 1997 des Unabhängigen Verwaltungssenats Wien übermittelt wurde und weist diesen der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zu.


 3. Weiters bringt Präsidentin Maria Hampel-Fuchs zur Kenntnis, dass zum Thema "Atomkraftwerke" von drei verschiedenen Organen Initiativen gesetzt wurden.


 4. Präsidentin Maria Hampel-Fuchs teilt mit, dass vom Präsidenten des Tiroler Landtags, Ing Helmut Mader, ein Schreiben des "Transitforums Austria-Tirol" betreffend "Sofort-Maßnahmenpaket-Transit" allen Landtagen Österreichs übermittelt wurde.


 5. Weiters liegt Präsidentin Maria Hampel-Fuchs eine Bestätigung des Bundeskanzleramts über das Einlangen des Resolutionsantrags betreffend Kosovo-Flüchtlinge vor.


 6. In der Fragestunde werden von Präsidentin Maria Hampel-Fuchs folgende Anfragen aufgerufen und von den Befragten beantwortet:


1. Anfrage (PrZ 129/LM/99-KLF): Abg Mag Michaela Hack an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung:


In Wien ist der Wunsch nach einer Eigentumswohnung größer als das derzeitige Angebot. Hat Wien auf diese Bedürfnisse der Wienerinnen und Wiener mit einem geänderten Angebot an geförderten Eigentumswohnungen reagiert?


2. Anfrage (PrZ 84/LM/99-KGR): Abg Mag Christoph Chorherr an den Landeshauptmann:


Wie beurteilen Sie die in letzter Zeit wiederholt in verschiedenen Bezirken durchgeführten 'Volksbefragungen' per Postkarte (z.B. 'Öffnung Gumpendorferstraße', 'Esterhazy-Park', 'Czerninplatz', 'Schubertpark'), bei denen es sich um keine Volksbefragungen im Sinne der Wiener Stadtverfassung handelt?


3. Anfrage (PrZ 87/LM/99-KVP): Abg Georg Fuchs an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung:


Welche Auswirkungen hätte eine Kürzung der Wohnbauförderungsmitteln durch den Bund auf die Wiener Wohnbaupolitik?


4. Anfrage (PrZ 183/LM/99-KFP): Abg Rudolf Stark an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke:


Wie entwickelt sich die Zusammenarbeit zwischen dem Landesversorger Wiener Stadtwerke, EVN und dem Verbundkonzern zu einer österreichischen Lösung?


 7. (PrZ 43/AL/99) In der Aktuellen Stunde findet auf Antrag des Abg Josef Wagner eine Aussprache über das Thema "13 Mieten für 12 Monate wohnen - das Ergebnis der verfehlten Europapolitik der Bundesregierung mit katastrophalen Folgen für Wien" statt.


 8. Von Abgeordneten des Liberalen Forums wurden 3 und der "Die Grünen - Grüne Alternative Wien" 1 schriftliche Anfragen eingebracht:


(PrZ 2632/LF/99) Anfrage des Abg Marco Smoliner sowie Partnerinnen und Partner an den Landeshauptmann, betreffend den Unabhängigen Verwaltungssenat Wien (UVS).


(PrZ 2633/LF/99) Anfrage des Abg Marco Smoliner sowie Partnerinnen und Partner an die amtsführenden Stadträte der Geschäftsgruppen Jugend, Soziales, Information und Sport sowie Gesundheits- und Spitalswesen, betreffend die Unterbringung von HIV-positiven oder AIDS-kranken Menschen in Pflegeheimen der Stadt Wien.


(PrZ 2634/LF/99) Anfrage der Abg Mag Gabriele Hecht sowie Partnerinnen und Partner an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur, betreffend Kulturförderungsrichtlinien.


(PrZ 2643/LF/99) Anfrage des Abg Mag Christoph Chorherr an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Umwelt und Verkehrskoordination, betreffend Fischereilicher Managementplan für Wien.


An schriftlichen Anträgen wurden eingebracht: Von Abgeordneten der "Die Grünen - Grüne Alternative Wien" 10, der Österreichischen Volkspartei 2 und der Freiheitlichen Partei Österreichs 6:


(PrZ 2644/LAt/99) Der Antrag der Abg Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Quotenregelung für beruflichen Aufstieg, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 2645/LAt/99) Der Antrag der Abg Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Quotenregelung bei Neuaufnahmen, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 2646/LAt/99) Der Antrag der Abg Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Rechte der Kontaktfrauen, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 2647/LAt/99) Der Antrag der Abg Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend sachliche Rechtfertigung für Diskriminierung, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 2648/LAt/99) Der Antrag der Abg Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Beweislasterleichterung bei Verfahren wegen sexueller Belästigung vor der Gleichbehandlungskommission, wird der amtsführenden �
Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 2649/LAt/99) Der Antrag der Abgen Jutta Sander und Mag Maria Vassilakou sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften im Wiener Vertragsbedienstetenrecht und im Wiener Dienstrecht, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 2650/LAt/99) Der Antrag der Abg Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Rechte der Gleichbehandlungsbeauftragten, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 2651/LAt/99) Der Antrag der Abg Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Definition der Unterrepräsentation, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 2652/LAt/99) Der Antrag der Abg Mag Maria Vassilakou sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Gesetz zur Regelung des Grunderwerbs durch Ausländer in Wien, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 2653/LAt/99) Der Antrag des Abg Mag Christoph Chorherr sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Erleichterungen für Schanigärten, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadt-erneuerung zugewiesen.


(PrZ 2641/LAt/99) Der Antrag der Abgen Georg Fuchs und Mag Alexander Neuhuber, betreffend Rechtsanspruch auf die Begründung von Eigentum, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadt-erneuerung zugewiesen.


(PrZ 2642/LAt/99) Der Antrag der Abgen Georg Fuchs, Mag Franz KARL und Patrizia MARKUS, betreffend Änderung der Bauordnung und des Garagengesetzes im Sinne der Integration behinderter Menschen, wird dem Landeshauptmann zugewiesen.


(PrZ 2635/LAt/99) Der Antrag der Abgen Brigitte Reinberger, Barbara Schöfnagel und Rudolf Stark, betreffend Solarförderung, wird den amtsführenden Stadträten der Geschäftsgruppen Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie Umwelt und Verkehrskoordination zugewiesen.


(PrZ 2636/LAt/99) Der Antrag der Abgen Josef Wagner, Dr Herbert Madejski, Kurth-Bodo Blind, Susanne Kovacic und DDr Eduard Schock, betreffend Verbilligung der Mieten durch Senkung der Betriebskosten, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zugewiesen.


(PrZ 2637/LAt/99) Der Antrag der Abgen Josef Wagner, Dr Herbert Madejski, Kurth-Bodo Blind und Susanne Kovacic, betreffend Ausweitung der Wiener Wohnbeihilfe auf den Bereich des privaten Wohnhausbesitzers, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen.


(PrZ 2638/LAt/99) Der Antrag des Abg Dr Herbert Madejski, betreffend Weitergabe von Skontoerträgen an Mieter, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen.


(PrZ 2639/LAt/99) Der Antrag des Abg Dr Herbert Madejski, betreffend Hausbesorgergesetz, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen.


(PrZ 2640/LAt/99) Der Antrag der Abgen Josef Wagner, Dr Herbert Madejski, Kurth-Bodo Blind und Susanne Kovacic, betreffend Maßnahmen zur Mietensenkung, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen.


Gemäß § 30 b Abs 1 der Geschäftsordnung wurden 3 Gesetzesvorlagen eingebracht:


(PrZ 2629/LAt/99) Die Gesetzesvorlage der Abgen Barbara Schöfnagel, Dr Helmut GÜNTHER, Michael Kreißl und Gerold Saßmann, betreffend Änderung des Ausländergrunderwerbsgesetzes, wird dem Ausschuss für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 2630/LAt/99) Die Gesetzesvorlage der Abgen Mag Franz KARL, Erika Stubenvoll, Brigitte Schwarz-Klement, Marco Smoliner, Patrizia MARKUS und Josefa Tomsik, betreffend Novellierung des Behindertengesetzes 1986 hinsichtlich der Interessenvertretung der Behinderten, wird dem Ausschuss für Jugend, Soziales, Information und Sport zugewiesen.


(PrZ 2631/LAt/99) Die Gesetzesvorlage der Abgen Mag Franz KARL, Erika Stubenvoll, Brigitte Schwarz-Klement, Jutta Sander, Marco Smoliner, Patrizia MARKUS und Heinz Hufnagl, betreffend ein Gesetz, mit dem das Parkometergesetz geändert wird, wird dem Ausschuss für Finanzen und Wirtschaftspolitik zugewiesen.





Berichterstatterin: LhptmSt Grete Laska


 9. (PrZ 524-MDBLTG, P 1) Die in der Beilage Nr 11 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Pflegegeldgesetz, die Pensionsordnung 1995 und das Unfallfürsorgegesetz 1967 geändert werden, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.





Berichterstatterin: LhptmSt Grete Laska


(PrZ 431-MDBLTG, P 2) Die in der Beilage Nr 8 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Schulgesetz geändert wird (14. Novelle zum Wiener Schulgesetz), wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.


(PrZ 2654/LAt/99) Der Abänderungsantrag des Abg Dr Wolfgang Alkier sowie Partnerinnen und Partner, betreffend 14. Novelle Wiener Schulgesetz, wird abgelehnt. (Der Antrag ist genügend unterstützt.)


(PrZ 2655/LAt/99) Der Zusatzantrag des Abg Dr Wolfgang Alkier sowie Partnerinnen und Partner, betreffend �14. Novelle Wiener Schulgesetz, wird nicht zur Abstimmung gebracht. (Der Antrag ist nicht genügend unterstützt.)


(PrZ 2656/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag des Abg Dr Wolfgang Alkier sowie Partnerinnen und Partner, betreffend Entschädigungen im Stadtschulratskollegium, wird abgelehnt.


�
(PrZ 2657/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abg Susanne Jerusalem sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Konfliktlösung im Stadtschulrat, wird abgelehnt.





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 577-MDBLTG, P 3) Die in der Beilage Nr 10 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 (8. Novelle zur Dienstordnung 1994), die Besoldungsordnung 1994 (12. Novelle zur Besoldungsordnung 1994) und die Vertragsbedienstetenordnung 1995 (7. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995) geändert werden, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.


(PrZ 2658/LAt/99) Der Abänderungsantrag der Abgen Mag Sonja Wehsely, Mag Franz KARL, Michael Kreißl, Jutta Sander und Marco Smoliner, betreffend den Entwurf eines Gesetzes mit dem die Dienstordnung 1994 (8. Novelle zur Dienstordnung 1994), die Besoldungsordnung 1994 �(12. Novelle zur Besoldungsordnung 1994) und die Vertragsbedienstetenordnung 1995 (7. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995) geändert werden, wird angenommen.





Folgende vier Anträge der Landesregierung werden nach erfolgter Berichterstattung ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatter: Amtsf StR Dr Peter Marboe


(PrZ 181-M07, P 4) Die in der Beilage Nr 12 enthaltene �Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Regelung des Veranstaltungswesens geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.





Berichterstatter: Amtsf StR Fritz Svihalek


(PrZ 561-MDBLTG, P 5) Die in der Beilage Nr 9 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener land- und forstwirtschaftliche Berufsausbildungsordnung 1992, LGBl für Wien Nr 35, in der Fassung der Gesetzes LGBl für Wien Nr 18/1994 und 21/1997, geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.





Berichterstatter: Abg Godwin Schuster 


(PrZ 505-MDBLTG, P 6) Der Betätigung des Mitglieds des Wiener Landtags, Herrn Mag Thomas Reindl, als Mitglied des Aufsichtsrats der Österreichischen Banknoten- und Sicherheitsdruck GesmbH, wird zugestimmt.





Berichterstatter: Abg Godwin Schuster 


(PrZ 743-MDBLTG; P 7) Dem Ersuchen des Landesgerichts für Strafsachen Wien, Abt 9d vom 18. Juni 1999, �GZZ 9dE Vr 4862/99 und Hv 2993/99 um Zustimmung zur Verfolgung des Herrn Abg Ing Peter Westenthaler wegen des Verstoßes gegen § 111 StGB, wird nicht stattgegeben.





(Schluss um 12.57 Uhr.)
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